


Zum Buch:

Presserecht für Journalisten

Journalisten, die professionell arbeiten wollen, müssen einerseits
ihre Möglichkeiten bei Recherche und Darstellung voll
ausschöpfen, sich andererseits ihrer Grenzen bewusst sein.
Dieses Buch soll beides fördern. Es überträgt rechtliche
Grundsätze in die Sprache der Journalistinnen und Journalisten
und gibt anhand von prägnanten Beispielen
Handlungsempfehlungen für den journalistischen Arbeitsalltag.
Folgende Fragen werden u. a. beantwortet:

Was tun bei Änderungswünschen eines Interviewpartners?

Dürfen Fotos aus sozialen Netzwerken genutzt werden?

Welche Auskunftsrechte sind gesetzlich vorgesehen?

Was muss bei der Verbreitung von Informationen aus dem
Internet beachtet werden?

Wie ist mit Gerüchten und Verdächtigungen umzugehen?

Darüber hinaus enthält das Buch viele Tipps zur
Fehlervermeidung und zur Schadensbegrenzung sowie zu
Reaktionen auf anwaltliche Abmahnungen.

Zu den Autoren:

Dorothee Bölke ist Rechtsanwältin für Medienrecht. Sie hat als
Justiziarin im SPIEGEL-Verlag, als Geschäftsführerin des
Deutschen Presserats und als Pressesprecherin eines
Bundeslands gearbeitet. Daneben war sie als Dozentin und
Lehrbeauftragte in der journalistischen Aus- und Fortbildung
tätig.



Dr. Felix W. Zimmermann  ist Journalist und Rechtsanwalt. Er
unterrichtet Presserecht u. a. an der Henri-Nannen-Schule. Zuvor
war er Rechtsanwalt in einer auf Presse- und Persönlichkeitsrecht
spezialisierten Kanzlei.
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V Vorwort
Den großen Teil ihrer Arbeit erledigen Journalisten und
Journalistinnen mit professioneller Routine. Doch oft genug
tauchen Probleme auf, die sie unsicher machen. Wie sollen sie
sich entscheiden? Darf dieser spezielle Sachverhalt wirklich
öffentlich gemacht werden? Dürfen Namen genannt, zufällig
aufgeschnappte Äußerungen zitiert werden? Muss man auf die
Wünsche seines Interviewpartners wirklich eingehen? Wie ist
mit Informationen aus einer dubiosen Quelle umzugehen?
Dürfen Fotos aus sozialen Netzwerken genutzt werden? Das
Internet bietet eine Unmenge neuer Möglichkeiten für die
Recherche – wie wirkt sich dies auf Sorgfaltspflichten und auf
das allgemeine Persönlichkeitsrecht aus, wo liegen
urheberrechtliche Grenzen? Was bedeutet die im Jahr 2018
eingeführte Datenschutz-Grundverordnung für Journalisten?
Journalisten müssen in ihrer alltäglichen Arbeit Fragen schnell
und eindeutig klären.

Dabei soll ihnen dieses Buch helfen, dessen Aufbau und
Sprache sich an den Erfordernissen der Praxis ausrichten. Es
verzichtet auf rechtsdogmatische Erörterungen und stützt sich
überwiegend auf Argumente der Rechtsprechung, die für das
journalistische Alltagsgeschäft entscheidend sind. Es zitiert vor
allem Urteile und deren Begründungen, um deutlich zu
machen, welchen Freiraum die Gerichte den Journalistinnen
und Journalisten zubilligen und wo dieser Freiraum endet. Es
bezieht Standards des Deutschen Presserats, des
Selbstkontrollorgans der gedruckten Medien, auf der Grundlage
des Pressekodex ein, die neben die rechtlichen Argumente
gestellt werden. Das Buch soll Journalisten vermitteln, wie
einzelne Probleme ihrer Arbeit mit Blick auf vergleichbare
Konfliktfälle eingeordnet und gelöst werden können. Mit Tipps
und Checklisten, z.B. zum Umgang mit Verdächtigungen und



Gerüchten, wird gezeigt, wie die von den Gerichten
formulierten Grundsätze in den einzelnen Arbeitsschritten
praktisch umzusetzen sind.

Volontären und Bloggern kann das Buch als eine Einführung in
die juristischen Fragen ihres Berufes dienen, erfahrenen
Redakteuren VI soll es helfen, sich Gewissheit in Fragen zu
verschaffen, die sie schon oft beschäftigt haben und immer
wieder beschäftigen werden.

Dieses Buch möchte Grundkenntnisse vermitteln und bei
Entscheidungen Hilfe leisten.

Hamburg, im Mai 2021 Dorothee Bölke

Felix W. Zimmermann
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Nr.  Nummer

o.Ä.  oder Ähnliche(s)

OLG  Oberlandesgericht

OVG  Oberverwaltungsgericht

PartGG  Partnerschaftsgesellschaftsgesetz

PStG  Personenstandsgesetz
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S.  Seite, Satz

sog.  sogenannt

StGB  Strafgesetzbuch

StPO  Strafprozessordnung

StUG  Stasi-Unterlagen-Gesetz
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1 1. Kapitel

Darf ich berichten oder muss ich
verzichten?

Über Ereignisse von öffentlichem Interesse darf und muss die
Öffentlichkeit informiert werden. Als Überbringer von
Nachrichten werden Journalistinnen und Journalisten oft
kritisiert, zuweilen pauschal beschimpft, bei der Recherche
manchmal sogar tätlich angegriffen. Zugleich werden über das
Internet unendlich viele Unwahrheiten aus unterschiedlichsten
Quellen verbreitet. Die Glaubwürdigkeit von Informationen
steht zunehmend auf dem Prüfstand. Wohl nie war seriöser,
professioneller Journalismus wichtiger als heute.

Journalisten1 sollten den rechtlichen Rahmen, in dem sie
arbeiten dürfen, auch ohne Hilfe von Juristen erst einmal selbst
einschätzen können. Eine Grundkenntnis von Rechten und
Pflichten gehört zu ihrer Professionalität und schafft
Unabhängigkeit, verhindert Ärger und gibt Orientierung bei der
Nutzung der Freiräume. Fehler bei der journalistischen Arbeit
passieren wie in jedem Beruf. Sie führen zu Beschwerden,
Abmahnungen, Unterlassungsforderungen oder zu
Richtigstellungen, in der öffentlichen Diskussion manchmal
auch zum Ruf nach härteren Gesetzen für den Schutz der
Persönlichkeit. Presse, Rundfunk und Online-Dienste werden
oft selbst zum öffentlichen Thema.

2 Die Orientierung für Journalisten, die mit Anstand und
möglichst fehlerfrei ihren Beruf ausüben wollen, wird



zunehmend schwerer. Die Grenzen journalistischer Arbeit
werden unscharf, Interessenvertreter und PR-Profis benutzen
Medien für ihre Zwecke, Menschen präsentieren ihr
Privatleben in der Öffentlichkeit und pochen zugleich auf
Achtung der Privatsphäre. Die Geschwindigkeit der
verbreiteten Nachrichten erhöht sich ständig, die Menge der
Quellen und Verbreitungswege steigt, Journalisten müssen
unter immer neuen Bedingungen Entscheidungen treffen: Darf
ich die Nachricht verbreiten oder nicht, und wenn ja: wie?
Wieviel Recherche ist nötig? Harter Wettbewerb, ständiger
Druck der Aktualität und hohes Arbeitstempo bei
anschwellender Flut von Informationen erschweren das
Entscheiden. Dabei ist zu bedenken, dass nicht nur Berichte
über große Affären, sondern auch über unspektakuläre Fälle
im lokalen Bereich großen Schaden anrichten können, wenn
die Grenzen rechtmäßiger und fairer Berichterstattung
überschritten werden.

Journalisten stehen also immer wieder vor den grundsätzlichen
Fragen: Wie dürfen wir, was müssen wir recherchieren? Dürfen
wir über jedes Thema berichten, worauf müssen wir
verzichten? Die Antwort auf diese Fragen richtet sich zunächst
nach dem einen Maßstab: Welche publizistische Relevanz hat
das Ereignis, das Thema, wie interessant ist die jeweilige
Information für Leser, Zuschauer, Zuhörer oder Follower.
Darüber dürfen Journalisten in jedem Einzelfall nach
journalistischen Kriterien frei entscheiden. Es ist eines ihrer
stärksten Rechte.

Eine insoweit „gute Geschichte“ ist aber nur dann wirklich eine
gute Geschichte, wenn sie anschließend auch einer rechtlichen
und ethischen Überprüfung standhält.

I. Was bedeutet Meinungs-, Presse- und
Rundfunkfreiheit?



Freie journalistische Arbeit ist für den demokratischen Staat
von elementarer Bedeutung. Nur wenn unabhängige
Berichterstattung garantiert ist, können Journalisten umfassend
berichten und mögliche Missstände in Politik und Gesellschaft
aufdecken. Die freie Berichterstattung 3 verhilft den Bürgern zu
dem nötigen Wissen, das sie für ihre Entscheidungen brauchen,
seien es politische oder persönliche. Wesensmerkmal eines
jeden demokratischen Gemeinwesens ist es daher,
journalistische Arbeit zu schützen. Das Grundgesetz tut dies
durch die für alle Bürger geltende Meinungsfreiheit und durch
die speziell für Medien geltende Presse- und Rundfunkfreiheit.
Der Begriff „Medien“ umfasst: Presse, Rundfunk,
Mediendienste sowie im Hinblick auf den Jugendmedienschutz
Telemedien (siehe § 3 LMG Rheinland-Pfalz).

1. Meinungsfreiheit

Das Recht, seine Meinung frei zu äußern, steht jedem
Menschen zu und ist durch Art. 5 Abs. 1 S. 1 des Grundgesetzes
geschützt. Dort heißt es:

Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei
zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein
zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten.

Die Meinungsfreiheit umfasst sämtliche Äußerungsformen
durch Wort, Schrift, Bild und in sonstiger Weise. Es kommt
nicht darauf an, ob die Äußerung wertvoll oder wertlos, richtig
oder falsch, rational oder emotional, begründet oder grundlos
ist und ob sie von anderen für nützlich oder schädlich gehalten
wird. Das Grundrecht der Meinungsfreiheit schützt nach
Ansicht des Bundesverfassungsgerichts auch die polemische
oder verletzende Formulierung, Äußerungen über Tatsachen
gehören ebenfalls in den Schutzbereich.



Einem Bundesminister steht das Recht zu, am politischen
Meinungskampf teilzunehmen, er darf z.B. in einem Interview
scharfe Kritik an einer rechtspopulistischen Partei äußern:

„Die stellen sich gegen diesen Staat. Da können sie tausend Mal
sagen, sie sind Demokraten. Das haben Sie am Dienstag im
Bundestag miterleben können mit dem Frontalangriff auf den
Bundespräsidenten. Das ist für unseren Staat hochgefährlich.
Das muss man scharf verurteilen. Ich kann mich nicht im
Bundestag hinstellen und wie auf dem Jahrmarkt den
Bundespräsidenten abkanzeln. Das ist staatszersetzend.“

4 Diese Äußerung hatte der Bundesinnenminister öffentlich
über die AfD getätigt, das BVerfG entschied darüber im Juni
2020, dies sei verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden,
solange der Minister in seiner Eigenschaft als Parteipolitiker
spricht. Wenn er dabei aber auf die Autorität seines
Ministeramtes und die damit verbundenen staatlichen
Ressourcen zurückgreift, sich als Amtsinhaber in
regierungsamtlicher Funktion über offizielle Publikationen,
Pressemitteilungen oder auf der Internetseite seines
Geschäftsbereichs erklärt, ist seine Äußerungsbefugnis
begrenzt. Deshalb hielt das BVerfG die Interviewäußerungen
des Bundesinnenministers insoweit für unzulässig, als sie auf
der Internetseite des Ministeriums verbreitet wurden. Der
Innenminister habe damit gegen das Gebot strikter staatlicher
Neutralität verstoßen und die kritisierte Partei in ihrem Recht
auf Chancengleichheit im politischen Wettbewerb verletzt.

Die Freiheit jedes Einzelnen, sich selbst aus „allgemein
zugänglichen Quellen“ (Art. 5 GG) zu informieren, gehört zu
den Grundvoraussetzungen einer demokratischen, auf Teilhabe
und Mitbestimmung der Bürger angewiesenen Öffentlichkeit.
Nur umfassende Information ermöglicht dem Einzelnen freie
Meinungsbildung und -äußerung. Medien in ihrer Vielfalt sind
wichtiger Bestandteil der „allgemein zugänglichen Quellen“.


